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MITTEILUNG AN DIE KOMMISSION 


 


ÜBER DIE VERÖFFENTLICHUNG VON INFORMATIONEN BETREFFEND DIE 


BERUFLICHE TÄTIGKEIT VON HÖHEREN FÜHRUNGSKRÄFTEN NACH 


IHREM AUSSCHEIDEN AUS DEM DIENST (ARTIKEL 16 ABSATZ 4 DES 


STATUTS) 


Jahresbericht 2018 


Auf der Grundlage von Artikel 16 des Statuts
1
 sind Beamte nach dem Ausscheiden aus dem 


Dienst verpflichtet, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder Vorteile ehrenhaft und 


zurückhaltend zu sein. Ehemalige Beamte, die beabsichtigen, vor Ablauf von zwei Jahren 


nach ihrem Ausscheiden aus dem Dienst eine berufliche Tätigkeit aufzunehmen, müssen ihr 


Organ hiervon in Kenntnis setzen, damit das Organ diesbezüglich eine angemessene 


Entscheidung treffen und erforderlichenfalls eine Tätigkeit untersagen oder die Zustimmung 


mit angemessenen Auflagen erteilen kann. 


Nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts verbietet die Anstellungsbehörde ehemaligen höheren 


Führungskräften in den 12 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst grundsätzlich, im 


Bereich des Lobbying oder der Beratung in Bezug auf das Personal ihres früheren Organs für 


ihre Unternehmen, Kunden oder Arbeitgeber in Angelegenheiten aktiv zu werden, in denen 


sie in den letzten drei Jahren ihrer Dienstzeit tätig waren. 


Nach Artikel 16 Absatz 4 des Statuts veröffentlichen alle Organe nach Maßgabe der 


einschlägigen Datenschutzvorschriften
2
 jährlich Informationen über die Umsetzung des 


Absatzes 3, einschließlich einer Liste der geprüften Fälle. 


Nachstehend erläutert die Kommission die von ihr zugrunde gelegten Kriterien, mit denen sie 


die Erfüllung ihrer Verpflichtung gewährleisten will, und legt ihre Analyse vor. Im Anhang 


zu dieser Mitteilung fasst die Kommission ihre Verfügungen zusammen, die sie gemäß dieser 


Bestimmung erlassen hat. 


Die Kommission stützt sich dabei auf ihre Verpflichtung nach Artikel 16 Absatz 4 des Statuts 


in Verbindung mit den einschlägigen Datenschutzvorschriften
3
. 


                                                 
1
  Zuletzt geändert durch die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1023/2013 des Europäischen Parlaments und des 


Rates vom 22. Oktober 2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 15).  
2
 Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz 


natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und 


sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 


und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG. 
3
  Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum 


Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, 


Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 


Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG. 
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Die Kriterien für die Anwendung von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 


Definition von höheren Führungskräften 


Im Einklang mit Artikel 16 Absatz 3 des Statuts sind folgende Personalkategorien betroffen: 


-  Generaldirektoren oder stellvertretende Generaldirektoren (einschließlich Beamte, die 


gemäß Artikel 7 Absatz 2 des Statuts vorübergehend mit der Verwaltung solcher 


Dienstposten betraut wurden) und Sonderberater, die eine dieser Funktionen während der 


letzten drei Jahre vor dem Ausscheiden aus dem Dienst wahrgenommen haben 


- Direktoren (einschließlich Beamte, die gemäß Artikel 7 Absatz 2 des Statuts 


vorübergehend mit der Verwaltung eines solchen Dienstpostens betraut wurden) und 


Hauptberater, die eine dieser Funktionen während der letzten drei Jahre vor dem 


Ausscheiden aus dem Dienst wahrgenommen haben 


- Kabinettschefs, die diese Funktion während der letzten drei Jahre vor dem Ausscheiden 


aus dem Dienst wahrgenommen haben 


Entscheidungsfindung im Falle des Artikels 16 Absatz 3 des Statuts 


Mitteilungen ehemaliger Führungskräfte über eine geplante Tätigkeit werden so behandelt 


wie entsprechende Mitteilungen aller Personalkategorien. Als Adressat der Mitteilung holt 


die Generaldirektion Humanressourcen und Sicherheit die Standpunkte der ehemaligen 


Dienststelle(n), in der/denen der ehemalige Beamte während der letzten drei Jahre seiner 


Dienstzeit beschäftigt war, des jeweiligen Kabinetts, des Generalsekretariats, des Juristischen 


Dienstes und des Gemeinsamen Ausschusses ein. Auf der Grundlage dieser Standpunkte trifft 


die Anstellungsbehörde die endgültige Entscheidung. 


Die betroffenen beruflichen Tätigkeiten 


Bei den Tätigkeiten nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts handelt es sich um Tätigkeiten im 


Bereich des Lobbying oder der Beratung in Bezug auf das Personal des früheren Organs der 


ehemaligen höheren Führungskraft für ihre Unternehmen, Kunden oder Arbeitgeber in 


Angelegenheiten, in denen sie in den letzten drei Jahren ihrer Dienstzeit tätig war. Diese 


Tätigkeiten werden von der Anstellungsbehörde in den 12 Monaten nach dem Ausscheiden 


aus dem Dienst grundsätzlich verboten. 


Die Kommission beschränkte ihre Analyse nicht auf geplante Tätigkeiten, deren alleiniger 


Zweck oder Hauptgegenstand Lobbying oder Beratung waren. Bestimmte Mitteilungen 


betrafen Tätigkeiten, die – obgleich Lobbying oder Beratung zum Zeitpunkt der Mitteilung 


ausgeschlossen waren – aufgrund ihrer Art tatsächlich oder potenziell Lobbying oder 


Beratung im Sinne von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts beinhalten oder dazu führen.  In 


solchen Fällen dehnte die Kommission die Analyse aus, um diesen Möglichkeiten Rechnung 


zu tragen und die mitgeteilte Tätigkeit im Rahmen von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts zu 


bewerten. 


Die Kommission stellt darüber hinaus klar, dass die vorliegenden Informationen Tätigkeiten 


betreffen, die mitgeteilt und tatsächlich ausgeübt wurden. Im Einklang mit den geltenden 


gesetzlichen Bestimmungen umfassen diese Informationen keine eingegangenen 
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Mitteilungen, die Tätigkeiten betreffen, die aufgrund ihrer Art kein Lobbying oder keine 


Beratung beinhalten oder dazu führen könnten. 


Die vorliegende Mitteilung ist die vierte Jahresinformation der Kommission über die 


Umsetzung von Artikel 16 Absatz 4 des Statuts. 


Zahl der betroffenen Tätigkeiten 


In Anbetracht der Tatsache, dass sich eine Mitteilung auf verschiedene Tätigkeiten beziehen 


und eine Verfügung verschiedene Tätigkeiten betreffen kann, werden die vorliegenden 


Informationen gestaffelt nach geprüften Tätigkeiten präsentiert, um einen umfassenden 


Überblick zu geben. 


Analyse 


Die vorliegenden Informationen umfassen die Fälle, in denen die Anstellungsbehörde im 


Jahr 2017 gemäß Artikel 16 Absatz 3 des Statuts eine Verfügung erlassen hat. 


Die Kommission erhielt keine einzige Mitteilung über Tätigkeiten, deren alleiniger oder 


wesentlicher Zweck Lobbying oder Beratung war. Somit gab es auch keine entsprechende 


Verfügung der Anstellungsbehörde. 


Allerdings erhielt die Kommission Mitteilungen zu fünf geplanten Tätigkeiten, die – obgleich 


Lobbying oder Beratung zum Zeitpunkt der Mitteilung ausgeschlossen waren – aufgrund 


ihrer Art in Bezug auf zukünftige Situationen tatsächlich oder potenziell Lobbying oder 


Beratung im Sinne von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts beinhalten oder dazu führen könnten. 


Die Anstellungsbehörde hielt es daher für zweckmäßig, diese besonderen Tätigkeiten wie 


vorstehend erläutert im Rahmen von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts zu bewerten. Dies hat 


die Anstellungsbehörde dazu veranlasst, in einer bedingten Zustimmung ein Lobbying- oder 


Beratungsverbot zu verhängen. In anderen Fällen ermahnte die Anstellungsbehörde die 


ehemaligen höheren Führungskräfte, die Vorschriften nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 


künftig zu beachten. 


Die fünf Verfügungen, die im Jahr 2017 im Einklang mit Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 


getroffen wurden, werden nachstehend zusammengefasst. 
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Zusammenfassung der einschlägigen Verfügungen der Anstellungsbehörde 


im Jahr 2017: 


Ausscheiden aus dem Dienst: 31. August 2017 


_________________________________________________ 


BETROFFENE PERSON 


Herr Detlef ECKERT 


Ehemaliger Direktor in der GD EMPL 


______________________________________________________ 


NEUE TÄTIGKEIT 


Leitender Berater von Huawai Technologies Ltd in Brüssel (Belgien) 


_________________________________________________ 


VERFÜGUNG  


Herr Eckert beantragte die Genehmigung, als leitender Berater von Huawai Technologies Ltd in 


Brüssel (Belgien) tätig zu werden. 


Die Anstellungsbehörde hat Herrn Eckert die Zustimmung erteilt, diese Tätigkeit unter folgenden 


Bedingungen auszuüben: 


- Als ehemalige höhere Führungskraft darf Herr Eckert nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts in 


den 12 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst keine Lobby- oder 


Beratungstätigkeiten gegenüber Kommissionspersonal ausüben in Angelegenheiten, für die er 


in den letzten drei Dienstjahren zuständig war. 


 


- Herr Eckert sollte zudem deutlich machen, dass er diese Tätigkeit seit dem Ausscheiden aus 


dem Dienst bei der Kommission in seiner persönlichen Eigenschaft ausübt und keinesfalls die 


Interessen oder Standpunkte der Kommission vertritt. 


 


- Herr Eckert soll sich außerdem jeder nicht genehmigten Verbreitung von Informationen, in 


deren Kenntnis er im Rahmen seiner früheren dienstlichen Tätigkeit gelangt ist, enthalten – es 


sei denn, diese Informationen sind bereits veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich 


(Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang soll sich Herr Eckert der Verwertung 


vertraulicher politischer oder strategischer Informationen enthalten, in deren Kenntnis er 


möglicherweise im Rahmen seiner dienstlichen Tätigkeit gelangt ist und die noch nicht 


veröffentlicht oder der Öffentlichkeit nicht zugänglich sind. 


Herr Eckert wurde überdies auf die geltenden Bestimmungen des Statuts hingewiesen. 
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Ausscheiden aus dem Dienst: 30. Juni 2017 


_______________________________________________________ 


BETROFFENE PERSON  


Herr Karl-Friedrich FALKENBERG  


Ehemaliger leitender Berater des EPSC  


Ehemaliger Generaldirektor der GD ENV  


________________________________________________________ 


NEUE TÄTIGKEIT 


Teilnahme als Mitglied des unabhängigen Beirats zur nachhaltigen Entwicklung von „European 


Aluminium“ (Brüssel, Belgien) an zwei Beiratssitzungen pro Jahr.  


________________________________________________________ 


VERFÜGUNG 


Herr Falkenberg beantragte die Genehmigung, als Mitglied des unabhängigen Beirats zur 


nachhaltigen Entwicklung von „European Aluminium“ (Brüssel, Belgien) an zwei Beiratssitzungen 


pro Jahr teilzunehmen. 


Die Anstellungsbehörde hat Herrn Falkenberg die Zustimmung erteilt, diese Tätigkeit unter folgenden 


Bedingungen auszuüben: 


- Als ehemalige höhere Führungskraft darf Herr Falkenberg nach Artikel 16 Absatz 3 des 


Statuts in den 12 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst keine Lobby- oder 


Beratungstätigkeiten gegenüber Kommissionspersonal ausüben in Angelegenheiten, für die er 


in den letzten drei Dienstjahren zuständig war. 


 


- Darüber hinaus soll Herr Falkenberg gegenüber seinen Gesprächspartnern deutlich machen, 


dass er diese Tätigkeit in seiner persönlichen Eigenschaft ausübt und keinesfalls den 


Standpunkt oder die Interessen der Kommission vertritt. 


 


- Herr Falkenberg soll sich außerdem jeder nicht genehmigten Verbreitung von Informationen, 


in deren Kenntnis er im Rahmen seiner früheren dienstlichen Tätigkeit gelangt ist, enthalten – 


es sei denn, diese Informationen sind bereits veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich 


(Artikel 17 des Statuts). 


Herr Falkenberg wurde überdies auf die geltenden Bestimmungen des Statuts hingewiesen. 
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Ausscheiden aus dem Dienst: 31. Dezember 2016 


_______________________________________________________ 


BETROFFENE PERSON  


Herr Jonathan FAULL 


Ehemaliger Generaldirektor im Generalsekretariat 


Ehemaliger Generaldirektor der GD FISMA 


________________________________________________________ 


NEUE TÄTIGKEIT 


Alleiniger Anteilseigner und Geschäftsführer von „Faull Consulting SPRL“ 


________________________________________________________ 


VERFÜGUNG 


Herr Faull beantragte die Genehmigung, als alleiniger Anteilseigner und Geschäftsführer von „Faull 


Consulting SPRL“ tätig zu werden. 


Die Anstellungsbehörde hat Herrn Faull ihre Zustimmung erteilt, diese Tätigkeit unter bestimmten 


Bedingungen auszuüben. Sie hat ihn jedoch ausdrücklich aufgefordert, die Kommission unter 


Verwendung eines speziellen Formulars nach Artikel 16 des Statuts davon in Kenntnis zu setzen, 


wann er vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Ausscheiden aus dem Dienst beabsichtigt, eine 


bestimmte Tätigkeit oder eine bestimmte Kategorie von Tätigkeiten im Rahmen von „Faull 


Consulting SPRL“ aufzunehmen. 


Darüber hinaus wurden folgende Auflagen für diese Tätigkeit festgelegt: 


- Als ehemalige höhere Führungskraft darf er nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts in den 


18 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst keine Lobby- oder Beratungstätigkeiten 


gegenüber Kommissionspersonal ausüben in Angelegenheiten, für die er in den letzten drei 


Dienstjahren als Generaldirektor im Generalsekretariat und bei der GD FISMA zuständig war 


oder die einen sonstigen Bezug zu den Tätigkeiten der Kommission aufweisen. 


 


- Herr Faull soll überdies in den 2 Jahren nach dem Eintritt in den Ruhestand davon absehen, 


für seine Kunden berufliche Kontakte mit ehemaligen Kollegen im Generalsekretariat und der 


GD FISMA zu unterhalten. 


 


- Darüber hinaus soll Herr Faull gegenüber seinen Gesprächspartnern deutlich machen, dass er 


diese Tätigkeit in seiner persönlichen Eigenschaft ausübt und keinesfalls den Standpunkt oder 


die Interessen der Kommission vertritt. 


 


- Herr Faull soll sich jeder nicht genehmigten Verbreitung von Informationen, in deren 


Kenntnis er im Rahmen seiner früheren dienstlichen Tätigkeit gelangt ist, enthalten, es sei 


denn, diese Informationen sind bereits veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich 


(Artikel 17 des Statuts). 


Herr Faull wurde überdies auf die geltenden Bestimmungen des Statuts hingewiesen.   
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Ausscheiden aus dem Dienst: 31. Dezember 2016 


_______________________________________________________ 


BETROFFENE PERSON  


Herr Jonathan FAULL 


Ehemaliger Generaldirektor im Generalsekretariat  


Ehemaliger Generaldirektor der GD FISMA 


________________________________________________________ 


NEUE TÄTIGKEIT 


Vorsitzender des Bereichs „Public Affairs – Europe“ der Brunswick Group und Partner der 


Brunswick Group in deren Brüsseler Lobbybüro 


________________________________________________________ 


VERFÜGUNG 


Herr Faull beantragte die Genehmigung, über sein Unternehmen „Faull Consulting SPRL“ als 


Vorsitzender des Bereichs „Public Affairs – Europe“ der Brunswick Group und als Partner der 


Brunswick Group in deren Brüsseler Lobbybüro tätig zu werden. 


Die Anstellungsbehörde hat Herrn Faull ihre Zustimmung erteilt, diese Tätigkeit unter den 


Bedingungen auszuüben, die für seine Tätigkeit als alleiniger Anteilseigner und Geschäftsführer von 


„Faull Consulting SPRL“ gelten, da er seine Dienstleistungen über sein Unternehmen erbringen 


würde und besagte Bedingungen somit vollumfänglich Anwendung fänden. 


Darüber hinaus hat die Anstellungsbehörde folgende zusätzliche Einschränkungen auferlegt: 


- Herr Faull darf in den 18 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst Kunden nicht zu 


spezifischen Dossiers beraten, für die er während des Dienstes verantwortlich war. 


 


- Er darf in den 24 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst keine Beiträge zu 


Tätigkeiten von Brunswick noch zu Kundenakten bei Brunswick leisten, die mit der Führung 


von Verhandlungen nach Artikel 50 EUV in direktem Zusammenhang stehen. Hierzu kann 


beispielsweise auch die Beratung der Brunswick Group oder ihrer Kunden im Zusammenhang 


mit der Ausarbeitung von Stellungnahmen, Empfehlungen, Studien, Positionspapieren und 


Beschlüssen gehören, die für die Führung von Verhandlungen nach Artikel 50 EUV 


konzipiert wurden oder in deren Rahmen eingesetzt werden sollen. 


 


- Herr Faull sollte überdies deutlich machen, dass das Ergebnis seiner Tätigkeit (z. B. Beratung, 


Positionspapiere, Stellungnahmen) nicht im Rahmen der Verhandlungen gemäß 


Artikel 50 EUV verwendet werden darf. 
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Ausscheiden aus dem Dienst: 31. Dezember 2016 


_______________________________________________________ 


BETROFFENE PERSON  


Herr Jonathan FAULL 


Ehemaliger Generaldirektor im Generalsekretariat 


Ehemaliger Generaldirektor der GD FISMA 


________________________________________________________ 


NEUE TÄTIGKEIT 


Berater der „Caisse de dépôt et placement du Québec“ (Kanada) 


________________________________________________________ 


VERFÜGUNG 


Herr Faull beantragte die Genehmigung, als Berater der „Caisse de dépôt et placement du Québec“ 


(Kanada) tätig zu sein. 


Die Anstellungsbehörde hat Herrn Faull die Zustimmung erteilt, diese Tätigkeit unter folgenden 


Bedingungen auszuüben: 


- Als ehemalige höhere Führungskraft darf Herr Faull nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts in 


den 18 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst keine Lobby- oder 


Beratungstätigkeiten gegenüber Kommissionspersonal ausüben in Angelegenheiten, für die er 


in den letzten drei Dienstjahren als Generaldirektor im Generalsekretariat und bei der 


GD FISMA zuständig war oder die einen sonstigen Bezug zu den Tätigkeiten der 


Kommission aufweisen. 


 


- Herr Faull soll sich zudem in den 24 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst im 


Rahmen seiner Tätigkeit für die „Caisse de dépôt et placement du Québec“ beruflicher 


Kontakte mit seinen ehemaligen Kollegen im Generalsekretariat und in der GD FISMA 


enthalten. 


 


- Darüber hinaus soll sich Herr Faull jeder nicht genehmigten Verbreitung von Informationen, 


in deren Kenntnis er im Rahmen seiner früheren dienstlichen Tätigkeit bei der Kommission 


gelangt ist, enthalten, es sei denn, diese Informationen sind bereits veröffentlicht oder der 


Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang hat er sich auch 


der Verwertung vertraulicher Informationen zu politischen, strategischen oder internen 


Vorgängen, in deren Kenntnis er möglicherweise im Rahmen seiner dienstlichen Tätigkeit 


gelangt ist und die noch nicht veröffentlicht oder der Öffentlichkeit nicht zugänglich sind, zu 


enthalten. 


 


Herr Faull wurde überdies auf die geltenden Bestimmungen des Statuts hingewiesen. 
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COMMUNICATION TO THE COMMISSION 


 


ON THE PUBLICATION OF INFORMATION CONCERNING OCCUPATIONAL 


ACTIVITIES OF SENIOR OFFICIALS AFTER LEAVING THE SERVICE 


(ARTICLE 16, FOURTH PARAGRAPH OF THE STAFF REGULATIONS) 


Annual Report 2018 


On the basis of Article 16 of the Staff Regulations
1
, officials, after leaving the service, 


continue to be bound by the duty to behave with integrity and discretion as regards the 


acceptance of certain appointments or benefits. Those former officials who intend to engage 


in an occupational activity within two years of leaving the service shall inform the Institution 


thereof in order to enable it to take an appropriate decision in this respect and, when 


necessary, to forbid an activity or give the approval subject to appropriate restrictions. 


The third paragraph of Article 16 of the Staff Regulations stipulates that for former senior 


officials the Appointing Authority shall, in principle, prohibit them, during the 12 months 


after leaving the service, from engaging in lobbying or advocacy vis-à-vis staff of their 


former Institution for their business, clients or employers on matters for which they were 


responsible during the last three years in the service. 


The fourth paragraph of Article 16 of the Staff Regulations foresees that, in compliance with 


the relevant data protection rules
2
, each Institution shall publish annually information on the 


implementation of the third paragraph, including a list of the cases assessed. 


The Commission explains below the criteria it has chosen in order to ensure the 


implementation of its obligation, and presents its analysis. In annex to this publication, the 


Commission provides summary information in relation to the decisions taken under this 


provision. 


The Commission, in its publication, is basing itself on its obligation under the fourth 


paragraph of Article 16 of the Staff Regulations in combination with the relevant data 


protection rules
3
. 


                                                 
1
  As last amended by Regulation (EU, Euratom) No 1023/2013 of the European Parliament and of the Council 


of 22 October 2013 (OJ L 287, 29.10.2013, p. 15).  
2
 Regulation (EU) 2018/1725 of the European Parliament and of the Council of 23 October 2018 on the 


protection of natural persons with regard to the processing of personal data by the Union institutions, bodies, 


offices and agencies and on the free movement of such data, and repealing Regulation (EC) No 45/2001 and 


Decision No 1247/2002/EC 
3
  Regulation (EU) 2018/1725 of the European Parliament and of the Council of 23 October 2018 on the 


protection of natural persons with regard to the processing of personal data by the Union institutions, 


bodies, offices and agencies and on the free movement of such data, and repealing Regulation (EC) No 


45/2001 and Decision No 1247/2002/EC 
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The criteria applied to implement the third paragraph of Article 16 of the Staff 


Regulations 


Definition of senior officials 


In line with the third paragraph of Article 16 of the Staff Regulations the following categories 


of staff are concerned: 


-  Directors-General or Deputy Directors-General (including officials that have been called 


upon to occupy temporarily such posts in accordance with Article 7(2) of the Staff 


Regulations) and “Hors Classe”Advisors, having exercised either of these functions at any 


time during their last three years before leaving the service; 


- Directors (including officials that have been called upon to occupy temporarily such post 


in accordance with Article 7(2) of the Staff Regulations) and Principal Advisers, having 


exercised either of these functions at any time during their last three years before leaving 


the service; 


- Heads of Cabinet, having exercised this function at any time during their last three years 


before leaving the service. 


The decision making procedure in the case of the third paragraph of Article 16 of the Staff 


Regulations 


Notifications by former senior managers about an envisaged activity are treated as any such 


notification by all staff. The Directorate-General for Human Resources and Security receives 


the notification and collects the views of the former service(s) in which the former official 


has worked during the last three years of service, the respective cabinet(s), the Secretariat-


General, the Legal Service and the Joint Committee. It is on the basis of these different views 


that the final decision is taken by the Appointing Authority. 


The occupational activities concerned 


The activities as described in the third paragraph of Article 16 of the Staff Regulations, are 


those which constitute lobbying or advocacy vis-à-vis staff of the former senior manager's 


former Institution for their business, client or employers on matters for which they were 


responsible during the last three years in the service. Such activities shall in principle be 


prohibited by the Appointing Authority during the 12 months after leaving the service. 


The Commission did not limit its analysis to envisaged activities whose only object or core 


object would have been lobbying or advocacy activities. Certain notifications concerned 


activities which, even if lobbying or advocacy was excluded at the point in time of the 


notification, could, because of their nature, actually or potentially give rise to, or entail, 


lobbying or advocacy as stated in the third paragraph of Article 16 of the Staff Regulations.  


In such instances, the Commission has decided to widen the analysis to take account of these 


possibilities and to assess the notified activity within the framework of the third paragraph of 


Article 16 of the Staff Regulations. 


The Commission further clarifies that the present information covers activities that have been 


notified and effectively undertaken. In line with the legal provisions in force, it does not 
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cover notifications received and relating to activities which could not, by their very nature, 


give rise to or entail such lobbying or advocacy. 


The present publication is the fourth annual information released by the Commission on the 


implementation of the fourth paragraph of Article 16 of the Staff Regulations. 


Number of activities concerned 


Bearing in mind that one notification may refer to several activities, and that one decision 


may likewise cover several activities, the present information is presented by activities 


examined, so as to provide for an exhaustive overview. 


Analysis 


The present information covers the cases in which the Appointing Authority has taken a 


decision under the third paragraph of Article 16 of the Staff Regulations, in the year 2017. 


The Commission did not receive any notification of an activity where the only or core 


purpose was that of lobbying or advocacy. There has thus been no corresponding decision of 


the Appointing Authority. 


The Commission has however received notifications concerning 5 envisaged activities which, 


even if lobbying or advocacy was excluded at the point in time of the notification, could 


because of their nature, actually or potentially, give rise to, or entail, lobbying or advocacy as 


stated in the third paragraph of Article 16 of the Staff Regulations in particular for situations 


in the future. The Appointing Authority has therefore deemed it advisable, as explained 


above, to assess these particular activities in the framework set by the third paragraph of 


Article 16 of the Staff Regulations. This has led the Appointing Authority to impose a 


prohibition of lobbying or advocacy in a conditional authorisation. In other cases, the 


Appointing Authority reminded the former senior official to bear in mind the rules under the 


third paragraph of Article 16 of the Staff Regulations in the future. 


The 5 decisions which have been taken in 2017, in line with the third paragraph of Article 16 


of the Staff Regulations, are summarised below. 
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Summary of relevant Decisions by the Appointing Authority in 2017: 


End of Service: 31 August 2017 


_________________________________________________ 


CONCERNS 


Mr Detlef ECKERT 


Former Director DG EMPL 


______________________________________________________ 


NEW ACTIVITY 


Senior Advisor for Huawai Technologies Ltd in Brussels, Belgium 


_________________________________________________ 


DECISION  


Mr Detlef Eckert sought authorisation to become Senior Advisor for Huawai Technologies Ltd in 


Brussels, Belgium. 


The Appointing Authority gave its approval to Mr Eckert to carry out this activity subject to the 


following conditions: 


- As a former senior manager, according to third paragraph of Article 16 of the Staff 


Regulations, during 12 months after leaving the service, Mr Eckert was not allowed to engage 


in lobbying or advocacy vis-à-vis staff of the Commission on matters for which he was 


responsible during the last three years of service; 


 


- Mr Eckert should also make it clear that as from the date of leaving the Commission he would 


act on this personal capacity never committing the interest or opinions of the Commission; 


 


- Mr Eckert was furthermore required to refrain from any unauthorised disclosure of 


information received in the line of duty, unless that information has already been made public 


or is accessible to the public (Article 17 of the Staff Regulations). In this context, Mr Eckert 


shall refrain from exploiting insights of confidential nature in policy or strategy that he may 


have acquired in the line of service that have not yet been public or are not commonly 


available in the public domain. 


Mr Eckert was also reminded of the applicable Staff Regulations provisions. 
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End of Service: 30 June 2017 


_______________________________________________________ 


CONCERNS  


Mr Karl-Friedrich FALKENBERG  


Former Senior Adviser for EPSC  


Former Director-General for DG ENV  


________________________________________________________ 


NEW ACTIVITY 


Member of two advisory board meetings per year for the independent advisory board on sustainability 


‘European Aluminium’ in Brussels, Belgium  


________________________________________________________ 


DECISION 


Mr Karl-Friedrich Falkenberg sought authorisation to participate as member of two advisory board 


meetings per year for the independent advisory board on sustainability ‘European Aluminium’ in 


Brussels, Belgium. 


The Appointing Authority gave its approval to Mr Falkenberg to carry out this activity subject to the 


following conditions: 


- As a former senior manager, according to the third paragraph of Article 16 of the Staff 


Regulations, during 12 months after leaving the service, Mr Falkenberg was not allowed to 


engage in lobbying or advocacy vis-à-vis staff of the Commission on matters for which he 


was responsible during the last three years in the service; 


 


- Mr Falkenberg was also required to make it clear to his interlocutors that this activity is 


carried out in his personal capacity, not representing in any way the position or interests of the 


Commission; 


 


- Mr Falkenberg was furthermore required to refrain from any unauthorised disclosure of 


information received in the line of duty, unless that information has already been made public 


or is accessible to the public (Article 17 of the Staff Regulations). 


Mr Falkenberg was also reminded of the applicable Staff Regulations provisions. 
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End of Service: 31 December 2016 


_______________________________________________________ 


CONCERNS  


Mr Jonathan FAULL 


Former Director-General in the Secretariat-General 


Former Director-General for DG FISMA 


________________________________________________________ 


NEW ACTIVITY 


Sole shareholder and administrator of ‘Faull Consulting SPRL’ 


________________________________________________________ 


DECISION 


Mr Jonathan Faull sought authorisation as sole shareholder and administrator of ‘Faull Consulting 


SPRL’. 


The Appointing Authority gave its approval, subject to certain conditions, to Mr Faull to carry out this 


activity but explicitly required him to notify the Commission, by introducing a specific request under 


Article 16 of the Staff Regulations, when he intends to engage in a specific activity or group of 


activities within the framework of "Faull Consulting SPRL" during the two years after leaving the 


service. 


In addition, the following conditions were imposed for this activity: 


- As a former senior manager, according to the third paragraph of Article 16 of the Staff 


Regulations, during 18 months after leaving the service, he was not allowed to engage in 


lobbying or advocacy vis-à-vis staff of the Commission on matters for which he was 


responsible during the last three years of service as Director-General in the Secretariat-


General and for DG FISMA and on any matter related to Commission’s activities; 


 


- During the 2 years period after the date of his retirement, Mr Faull was required also to 


refrain from having professional contacts for his clients with his former colleagues in the 


Secretariat-General and DG FISMA; 


 


- Mr Faull was also required to make it clear to his interlocutors that this activity is carried out 


in his personal capacity, not representing in any way the position or interests of the 


Commission; 


 


- Mr Faull shall refrain from any unauthorised disclosure of information received in the line of 


duty, unless that information has already been made public or is accessible to the public 


(Article 17 of the Staff Regulations). 


Mr Faull was also reminded of the applicable Staff Regulations provisions.   
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End of Service: 31 December 2016 


_______________________________________________________ 


CONCERNS  


Mr Jonathan FAULL 


Former Director-General in the Secretariat-General  


Former Director-General for DG FISMA 


________________________________________________________ 


NEW ACTIVITY 


Chair of the Public Affairs – Europe for Brunswick Group and partner in its Brussels office 


________________________________________________________ 


DECISION 


Mr Jonathan Faull sought authorisation to engage, via his company “Faull Consulting SPRL”, as 


Chair of the Public Affairs – Europe for Brunswick Group and partner in its Brussels office. 


The Appointing Authority gave its approval to Mr Faull to carry out this activity subject to the 


conditions imposed for his activity as sole shareholder and administartor of ‘Faull Consulting SPRL’, 


as they would fully apply because he would provide his services via his company. 


In addition the Appointing Authority imposed the following additional restrictions: 


- Mr Faull was required to refrain, during 18 months after leaving the service, from giving 


advice to clients on specific files for which he was responsible while in the service; 


 


- During 24 months after leaving the service, he was required to refrain from contributing to 


Brunswick's activities or to Brunswick client's files directly linked to the conduct of 


negotiations under Article 50 TEU; by way of example, this may include, inter alia, advising 


Brunswick Group or its clients, on the development of opinions, recommendations, studies, 


position papers or decisions conceived for or to be used within the conduct of the negotiations 


under Article 50 TEU; 


 


- Mr Faull was also required to make it clear that the result of his activity (for example, advice, 


position papers, opinions) is not to be used in the framework of the negotiations under Article 


50 TEU. 


  







 


8 


 


End of Service: 31 December 2016 


_______________________________________________________ 


CONCERNS  


Mr Jonathan FAULL 


Former Director-General in the Secretariat-General 


Former Director-General for DG FISMA 


________________________________________________________ 


NEW ACTIVITY 


Consultant for the ‘Caisse de dépôt et placement du Québec’, Canada 


________________________________________________________ 


DECISION 


Mr Jonathan Faull sought authorisation as consultant for the ‘Caisse de dépôt et placement du 


Québec’, Canada. 


The Appointing Authority gave its approval to Mr Faull to carry out this activity subject to the 


following conditions: 


- As a former senior manager, according to the third paragraph of Article 16 of the Staff 


Regulations, during 18 months after leaving the service, Mr Faull was not allowed to engage 


in lobbying or advocacy vis-à-vis staff of the Commission on matters for which he was 


responsible during the last three years of service as Director-General in the Secretariat-


General and for DG FISMA and on any matter related to Commission’s activities; 


 


- Mr Faull was also required, during 24 months after leaving the service, to abstain from having 


professional contacts for "Caisse de dépôt et placement du Québec" with his former 


colleagues in the Secretariat-General and DG FISMA; 


 


- Mr Faull shall refrain also from any unauthorised disclosure of information received in the 


line of duty during your work at the Commission, unless that information has already been 


made public or is accessible to the public (Article 17 of the Staff Regulations), and, in this 


context, refrain from exploiting insights of confidential nature in policy, strategy or internal 


processes that he may have acquired in the line of service and that have not yet been public or 


are not commonly available in the public domain. 


 


Mr Faull was also reminded of the applicable Staff Regulations provisions. 
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COMMUNICATION À LA COMMISSION 


 


RELATIVE A LA PUBLICATION D'INFORMATIONS CONCERNANT LES 


ACTIVITES PROFESSIONNELLES DES ANCIENS MEMBRES DU PERSONNEL 


D’ENCADREMENT SUPERIEUR APRES LA CESSATION DE LEURS 


FONCTIONS (ARTICLE 16, QUATRIEME ALINEA, DU STATUT) 


Rapport annuel 2018 


En vertu de l'article 16 du statut
1
, les fonctionnaires sont tenus, après la cessation de leurs 


fonctions, de respecter les devoirs d'honnêteté et de délicatesse, quant à l'acceptation de 


certaines fonctions ou de certains avantages. Les anciens fonctionnaires qui se proposent 


d’exercer une activité professionnelle dans les deux années suivant la cessation de leurs 


fonctions sont tenus de le déclarer à leur institution, en vue de permettre à cette dernière de 


rendre une décision adéquate en la matière et, le cas échéant, d’interdire l'exercice d'une 


activité ou de donner son approbation sous réserve de restrictions appropriées. 


L'article 16, troisième alinéa, du statut dispose que, dans le cas des anciens membres du 


personnel d'encadrement supérieur, l'autorité investie du pouvoir de nomination leur interdit, 


en principe, pendant les douze mois suivant la cessation de leurs fonctions, d'entreprendre 


une activité de lobbying ou de défense d'intérêts vis-à-vis du personnel de leur ancienne 


institution pour le compte de leur entreprise, de leurs clients ou de leurs employeurs 


concernant des questions qui relevaient de leur compétence pendant leurs trois dernières 


années de service. 


L'article 16, quatrième alinéa, du statut prévoit que, dans le respect des règles applicables en 


matière de protection des données
2
, chaque institution publie chaque année, des informations 


sur la mise en œuvre du troisième alinéa, y compris une liste des cas examinés. 


La Commission énonce ci-après les critères qu’elle a retenus pour s’acquitter de cette 


obligation, et expose son analyse. En annexe à la présente publication, la Commission 


présente un résumé des décisions rendues en vertu de cette disposition. 


Dans sa publication, elle se fonde sur l’obligation qui lui incombe en vertu de l’article 16, 


quatrième alinéa, du statut en liaison avec les règles applicables en matière de protection des 


données
3
. 


                                                 
1
  Modifié en dernier lieu par le règlement (UE, Euratom) n° 1023/2013 du Parlement européen et du Conseil 


du 22 octobre 2013 (JO L 287 du 29.10.2013, p. 15).  


2
  Règlement (UE) 2018/1725 du Parlement européen et du Conseil du 23 octobre 2018 relatif à la protection 


des personnes physiques à l’égard du traitement des données à caractère personnel par les institutions, 


organes et organismes de l’Union et à la libre circulation de ces données, et abrogeant le règlement (CE) 


n° 45/2001 et la décision n° 1247/2002/CE. 
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Critères appliqués pour la mise en œuvre de l’article 16, troisième alinéa, du statut 


 


Membres du personnel d'encadrement supérieur: définition 


Conformément à l’article 16, troisième alinéa, du statut, les catégories de personnel suivantes 


sont concernées: 


-  les directeurs généraux ou directeurs généraux adjoints (y compris les fonctionnaires qui 


ont été appelés à occuper, par intérim, ces emplois conformément à l’article 7, 


paragraphe 2, du statut) et les conseillers hors classe, ayant exercé l'une de ces fonctions à 


tout moment au cours des trois dernières années précédant la cessation de leurs fonctions; 


- les directeurs (y compris les fonctionnaires qui ont été appelés à occuper, par intérim, ces 


emplois conformément à l’article 7, paragraphe 2, du statut) et les conseillers principaux, 


ayant exercé l'une de ces fonctions à tout moment au cours des trois dernières années 


précédant la cessation de leurs fonctions; 


- les chefs de cabinet, ayant exercé cette fonction à tout moment au cours des trois dernières 


années précédant la cessation de leurs fonctions. 


La procédure de prise de décision dans le cas de l’article 16, troisième alinéa, du statut 


Les déclarations des anciens membres du personnel d'encadrement supérieur portant sur une 


activité envisagée sont traitées comme toute déclaration en la matière faite par tout membre 


du personnel. La direction générale des ressources humaines et de la sécurité reçoit la 


déclaration et recueille l’avis du ou des anciens services dans lesquels l’ancien fonctionnaire 


a travaillé au cours des trois dernières années de service, de(s) cabinet(s) concerné(s), du 


Secrétariat général, du service juridique et de la commission paritaire. C’est sur la base de ces 


différents avis que la décision finale est rendue par l’autorité investie du pouvoir de 


nomination. 


Activités professionnelles en question 


Les activités visées à l’article 16, troisième alinéa, du statut sont celles qui constituent des 


activités de lobbying ou de défense d'intérêts vis-à-vis du personnel de l’institution dans 


laquelle a travaillé l’ancien membre de l'encadrement supérieur pour le compte de son 


entreprise, de ses clients ou de ses employeurs concernant des questions qui relevaient de sa 


compétence pendant ses trois dernières années de service. Ces activités sont en principe 


interdites par l’autorité investie du pouvoir de nomination pendant les douze mois qui suivent 


la cessation des fonctions des intéressés. 


                                                                                                                                                        
3
  Règlement (UE) 2018/1725 du Parlement européen et du Conseil du 23 octobre 2018 relatif à la protection 


des personnes physiques à l’égard du traitement des données à caractère personnel par les institutions, 


organes et organismes de l’Union et à la libre circulation de ces données, et abrogeant le règlement (CE) n° 


45/2001 et la décision n° 1247/2002/CE. 
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La Commission n’a pas limité son analyse aux activités envisagées dont l'objet unique ou 


essentiel aurait été le lobbying ou la défense d'intérêts. Certaines des déclarations 


concernaient des activités qui, même si elles excluaient le lobbying ou la défense d'intérêts au 


moment de la notification, pourraient, en raison de leur nature, en pratique ou en théorie, 


entraîner ou comporter des activités de lobbying ou de défense d'intérêts telles que visées à 


l’article 16, troisième alinéa, du statut.  En pareilles circonstances, la Commission a décidé 


d’élargir l’analyse afin de tenir compte de ces possibilités et d’évaluer l’activité déclarée dans 


le cadre de l’article 16, troisième alinéa, du statut. 


La Commission précise en outre que la présente information porte sur les activités qui ont été 


déclarées et effectivement exercées. Conformément aux dispositions légales en vigueur, elle 


ne couvre pas les déclarations reçues qui portent sur des activités qui, de par leur nature 


même, ne pourraient pas entraîner ou comporter de telles activités de lobbying ou de défense 


d'intérêts. 


La présente publication constitue la quatrième série d'informations annuelles publiée par la 


Commission en application de l'article 16, quatrième alinéa, du statut. 


Nombre d’activités en question 


Compte tenu du fait qu’une déclaration peut porter sur plusieurs activités, et qu’une décision 


peut tout aussi bien couvrir plusieurs activités, la présente information procède par activité 


examinée, de manière à fournir une vue d’ensemble exhaustive. 


Analyse  


La présente information couvre les cas dans lesquels l’autorité investie du pouvoir de 


nomination a rendu une décision au titre de l’article 16, troisième alinéa, du statut au cours de 


l’année 2017. 


La Commission n’a reçu aucune déclaration d’activité ayant pour objectif unique ou essentiel 


le lobbying ou la défense d’intérêts, de sorte que l’autorité investie du pouvoir de nomination 


n’a pas rendu de décision en la matière. 


La Commission a toutefois reçu des déclarations concernant cinq activités envisagées qui, 


même si elles excluaient le lobbying ou la défense d'intérêts au moment de la notification, 


pourraient, en raison de leur nature, effectivement ou potentiellement entraîner ou comporter 


des activités de lobbying ou de défense d'intérêts telles que visées à l’article 16, troisième 


alinéa, du statut, notamment pour des situations à venir. L’autorité investie du pouvoir de 


nomination a donc estimé qu’il y avait lieu, comme il est expliqué ci-dessus, d’évaluer ces 


activités particulières dans le cadre fixé par l’article 16, troisième alinéa, du statut, ce qui l’a 


conduite à imposer une interdiction de lobbying ou de défense d’intérêts dans une 


autorisation sous condition. Dans d’autres cas, elle a rappelé à l’ancien membre de 


l'encadrement supérieur de garder à l’avenir à l’esprit les règles de l’article 16, troisième 


alinéa, du statut. 


Les cinq décisions qui ont été prises en 2017, conformément à l’article 16, troisième alinéa, 


du statut sont résumées ci-dessous. 
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Résumé des décisions pertinentes de l’autorité investie du pouvoir de 


nomination en 2017: 


Cessation de fonctions: le 31 août 2017 


_________________________________________________ 


CONCERNE 


Monsieur Detlef ECKERT  


Ancien directeur de la DG EMPL 


______________________________________________________ 


NOUVELLE ACTIVITÉ 


Conseiller principal, Huawai Technologies Ltd à Bruxelles, Belgique 


_________________________________________________ 


DÉCISION  


M. Detlef Eckert a demandé à pouvoir de devenir conseiller principal pour Huawai Technologies Ltd 


à Bruxelles, Belgique.  


L’autorité investie du pouvoir de nomination a donné son approbation à M. Eckert pour l’exercice de 


cette activité, sous réserve des conditions suivantes: 


- en sa qualité d’ancien membre de l’encadrement supérieur, il lui a été interdit, conformément 


à l’article 16, troisième alinéa, du statut, d’entreprendre, pendant les douze mois suivant la 


cessation de ses fonctions, une activité de lobbying ou de défense d'intérêts vis-à-vis du 


personnel de la Commission concernant des questions qui relevaient de sa compétence 


pendant ses trois dernières années de service; 


- M. Eckert doit également préciser qu’à partir de la date de son départ de la Commission, il 


agira à titre personnel et n’engagera jamais les intérêts ou les avis de la Commission; 


- Il a été par ailleurs demandé à M. Eckert de s’abstenir de toute divulgation non autorisée 


d’informations portées à sa connaissance dans l’exercice de ses fonctions, à moins que ces 


informations n’aient déjà été rendues publiques ou ne soient accessibles au public (article 17 


du statut). Dans ce contexte, M. Eckert s’abstient d’exploiter des informations confidentielles 


à caractère politique ou stratégique dont il aurait eu connaissance dans l’exercice de ses 


fonctions et qui ne sont pas encore publiques ou ne sont pas communément disponibles dans 


le domaine public. 


Les dispositions statutaires applicables ont également été rappelées à M. Eckert. 
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Cessation de fonctions: le 30 juin 2017 


_______________________________________________________ 


CONCERNE  


Monsieur Karl-Friedrich FALKENBERG 


Ancien conseiller principal du CESP  


Ancien directeur général de la DG ENV  


________________________________________________________ 


NOUVELLE ACTIVITÉ 


En qualité de membre du conseil consultatif, participation à deux réunions annuelles du conseil 


consultatif indépendant sur le développement durable de «European Aluminium» à Bruxelles, 


Belgique  


________________________________________________________ 


DÉCISION 


M. Karl-Friedrich Falkenberg a demandé à pouvoir participer, en qualité de membre du conseil 


consultatif, à deux réunions annuelles du conseil consultatif indépendant sur le développement 


durable de «European Aluminium», à Bruxelles, Belgique. 


L’autorité investie du pouvoir de nomination a donné son approbation à M. Falkenberg pour 


l’exercice de cette activité, sous réserve des conditions suivantes: 


- en sa qualité d’ancien membre de l’encadrement supérieur, il a été interdit à M. Falkenberg, 


conformément à l’article 16, troisième alinéa, du statut, d’entreprendre, pendant les douze 


mois suivant la cessation de ses fonctions, une activité de lobbying ou de défense d'intérêts 


vis-à-vis du personnel de la Commission concernant des questions qui relevaient de sa 


compétence pendant ses trois dernières années de service; 


- il a également été demandé à M. Falkenberg de préciser à ses interlocuteurs que cette activité 


est exercée à titre personnel et ne représente en rien la position ou les intérêts de la 


Commission;  


- il a été par ailleurs demandé à M. Falkenberg de s’abstenir de toute divulgation non autorisée 


d’informations portées à sa connaissance dans l’exercice de ses fonctions, à moins que ces 


informations n’aient déjà été rendues publiques ou ne soient accessibles au public (article 17 


du statut). 


Les dispositions statutaires applicables ont également été rappelées à M. Falkenberg. 
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Cessation de fonctions: le 31 décembre 2016 


_______________________________________________________ 


CONCERNE  


Monsieur Jonathan FAULL 


Ancien directeur général au Secrétariat général  


Ancien directeur général de la DG FISMA 


________________________________________________________ 


NOUVELLE ACTIVITÉ 


Actionnaire et administrateur unique de «Faull Consulting SPRL»  


________________________________________________________ 


DÉCISION 


M. Jonathan Faull a demandé l’autorisation d’être l’unique actionnaire et administrateur de «Faull 


Consulting SPRL».  


L’autorité investie du pouvoir de nomination a donné son approbation à M. Faull pour l’exercice de 


cette activité, sous réserve de certaines conditions, mais l’a explicitement invité à informer la 


Commission, au moyen d'une demande spécifique au titre de l’article 16 du statut, lorsqu'il se propose 


d’exercer une activité ou un groupe d’activités spécifiques dans le cadre de «Faull Consulting SPRL» 


pendant la période de deux ans suivant la cessation de ses fonctions. 


En outre, les conditions suivantes ont été imposées pour l’exercice de cette activité: 


- en sa qualité d’ancien membre de l’encadrement supérieur, il lui a été interdit, conformément 


à l’article 16, troisième alinéa, du statut, d’entreprendre, pendant les 18 mois suivant la 


cessation de ses fonctions, une activité de lobbying ou de défense d'intérêts vis-à-vis du 


personnel de la Commission concernant des questions qui relevaient de sa compétence 


pendant ses trois dernières années de service en tant que directeur général au Secrétariat 


général et directeur général de la DG FISMA et concernant toute question liée aux activités de 


la Commission; 


- pendant les deux ans à compter de la date de son départ à la retraite, M. Faull était également 


tenu de s’abstenir d’avoir des contacts professionnels pour ses clients avec ses anciens 


collègues du Secrétariat général et de la DG FISMA; 


- il a également été demandé à M. Faull de préciser à ses interlocuteurs que cette activité est 


exercée à titre personnel et ne représente en rien la position ou les intérêts de la Commission; 


- M. Faull s’abstient de toute divulgation non autorisée d’informations portées à sa 


connaissance dans l’exercice de ses fonctions, à moins que ces informations n’aient déjà été 


rendues publiques ou ne soient accessibles au public (article 17 du statut). 


Les dispositions statutaires applicables ont également été rappelées à M. Faull.   
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Cessation de fonctions: le 31 décembre 2016 


_______________________________________________________ 


CONCERNE  


Monsieur Jonathan FAULL 


Ancien directeur général au Secrétariat général  


Ancien directeur général de la DG FISMA 


________________________________________________________ 


NOUVELLE ACTIVITÉ 


Président et associé responsable du lobbying — Europe pour le Groupe Brunswick (bureau de 


Bruxelles) 


________________________________________________________ 


DÉCISION 


M. Jonathan Faull a demandé l’autorisation d’exercer, par l’intermédiaire de sa société «Faull 


Consulting SPRL», la fonction de président et associé responsable du lobbying — Europe pour le 


groupe Brunswick (bureau de Bruxelles). 


L’autorité investie du pouvoir de nomination a donné son approbation à M. Faull pour l’exercice de 


cette activité, sous réserve des conditions imposées pour son activité en tant qu’actionnaire et 


administrateur unique de «Faull Consulting SPRL», qui s’appliqueront en effet pleinement au motif 


qu’il fournira ses services par l’intermédiaire de sa société. 


En outre, l’autorité investie du pouvoir de nomination a imposé les restrictions supplémentaires 


suivantes: 


- il a été demandé à M. Faull de s’abstenir, dans les 18 mois suivant la cessation de ses 


fonctions, de conseiller des clients sur des dossiers spécifiques dont il était responsable 


lorsqu’il était en fonction; 


- il lui a été demandé, pendant les 24 mois suivant la cessation de ses fonctions, de s’abstenir de 


contribuer aux activités de Brunswick ou de travailler sur des dossiers de clients de 


Brunswick directement liés à la conduite des négociations au titre de l’article 50 du traité sur 


l’Union européenne; à titre d’exemple, cela peut notamment comprendre le fait de conseiller 


le groupe Brunswick ou ses clients sur l’élaboration d’avis, de recommandations, d’études, de 


documents de synthèse ou de décisions aux fins ou dans le cadre des négociations au titre de 


l’article 50 du traité sur l’Union européenne; 


- M. Faull a dû également préciser que le résultat de son activité (par exemple, conseil, 


documents de synthèse, avis) ne serait pas utilisé dans le cadre des négociations au titre de 


l’article 50 TUE. 
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Cessation de fonctions: le 31 décembre 2016 


_______________________________________________________ 


CONCERNE  


Monsieur Jonathan FAULL 


Ancien directeur général au Secrétariat général  


Ancien directeur général de la DG FISMA 


________________________________________________________ 


NOUVELLE ACTIVITÉ 


Consultant pour la Caisse de dépôt et placement du Québec, Canada 


________________________________________________________ 


DÉCISION 


M. Jonathan Faull a demandé l’autorisation d'occuper un poste de consultant pour la Caisse de dépôt 


et placement du Québec, Canada. 


L’autorité investie du pouvoir de nomination a donné son approbation à M. Faull pour l’exercice de 


cette activité, sous réserve des conditions suivantes: 


- en sa qualité d’ancien membre de l’encadrement supérieur, il lui a été interdit, conformément 


à l’article 16, troisième alinéa, du statut, d’entreprendre, pendant les 18 mois suivant la 


cessation de ses fonctions, une activité de lobbying ou de défense d'intérêts vis-à-vis du 


personnel de la Commission concernant des questions qui relevaient de sa compétence 


pendant ses trois dernières années de service en tant que directeur général au Secrétariat 


général et directeur général de la DG FISMA et concernant toute question liée aux activités de 


la Commission; 


- il a été également demandé à M. Faull de s’abstenir, pendant les 24 mois suivant la cessation 


de ses fonctions, d’avoir des contacts professionnels pour la Caisse de dépôt et placement du 


Québec avec ses anciens collègues du Secrétariat général et de la DG FISMA; 


- M. Faull s’abstient également de toute divulgation non autorisée d’informations portées à sa 


connaissance pendant l’exercice de ses fonctions à la Commission, à moins que ces 


informations n’aient déjà été rendues publiques ou ne soient accessibles au public (article 17 


du statut) et, dans ce contexte, s’abstient d’exploiter dans des processus politiques, 


stratégiques ou internes des informations de nature confidentielle dont il aurait eu 


connaissance pendant l’exercice de ses fonctions et qui ne sont pas encore publiques ou 


communément disponibles dans le domaine public. 


Les dispositions statutaires applicables ont également été rappelées à M. Faull.  






